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Protokoll                                                                             Gemeinde Filsum 
 
über die Sitzung des Bau-, Planungs- und Umweltausschusses (BPU-F-02-2017) am 
Montag, 26.06.2017,Samtgemeindeverwaltung, Rathausring 8-12, 26849 Filsum. 
 
Beginn: 09:30 Uhr, Ende: 11:45 Uhr 

 

Anwesenheit: 
 

Mitglieder 
Herr Gerhard Bruns    
Herr Ralf Collmann    
Herr Behrend T. Garrelts    
Herr Renke Gastmann    
Herr Bernhard Gathen    
Herr Marcel Loers    
Herr Wilhelm Möhlmann    
Herr Dieter Wattjes    

Von der Verwaltung 
Herr Johann Boelsen    
Herr Horst Feddermann    
 
 

Tagesordnung: 

Öffentlicher Teil 

 
 1.  Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit  
 2.  Feststellung der Tagesordnung  
 3.  Genehmigung des Protokolls vom 21. Februar 2017  
 4.  Raumordnungsverfahren für die Planung von Trassenkorridoren der Fa. Tennet 

zwischen dem Anlandepunkt Hilgenriedersiel und dem Netzverknüpfungspunkt  
Cloppenburg, Kenntnisnahme, ggfls. Beratung und Beschluss  

 5.  Information über "Wiederkehrende Beiträge"  
 6.  Bauflächenentwicklung in Filsum, Rathausstraße, Beratung und ggfls. Beschluss-

empfehlung DS-F-16-0036 
 7.  Beratung und Beschlussempfehlung über die 1. Änderung des Bebauungsplanes 

Nr. 1.2 "2 Erweiterung Stallbrüggerfeld" DS-F-16-0040 
 8.  Funkturm Lammertsfehn - Einvernehmen der Gemeinde DS-F-16-0031  
 9.  Oldtimer Ausstellung Lammertsfehn  
 10.  Anträge und Anfragen  
 
 

Zu den Tagesordnungspunkten: 
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Öffentlicher Teil 

1. Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung und der Beschlussfähigkeit  
  

Bürgermeister Gerhard Bruns eröffnet die Sitzung und stellt die ordnungsmäße Ladung 
und Beschlussfähigkeit fest.  

 
2. Feststellung der Tagesordnung  
  

Seitens der Verwaltung wird der Antrag gestellt, die Tagesordnung um das Einverneh-
men zum Sendemast in Lammertsfehn und um die Genehmigung zur Straßensperrung 
anlässlich eines Oldtimermarktes in Lammertsfehn zu ergänzen.  
Mit dieser Änderung wird die Tagesordnung einstimmig genehmigt.   

 
3. Genehmigung des Protokolls vom 21. Februar 2017  
  

Das Protokoll v. 21.02.2017 wird einstimmig genehmigt.  

 
4. Raumordnungsverfahren für die Planung von Trassenkorridoren der Fa. Tennet 

zwischen dem Anlandepunkt Hilgenriedersiel und dem Netzverknüpfungspunkt  
Cloppenburg, Kenntnisnahme, ggfls. Beratung und Beschluss  

  
Seitens der Verwaltung wird die derzeit ausliegende Planung des ArL Weser-Ems auf-
grund des Vorhabens der Fa. Tennet erläutert. Es geht dabei um eine Stromleitung zwi-
schen dem Anlandepunkt Hilgenriedersiel und dem Netzverknüpfungspunkt Cloppen-
burg. Nach der Planung der Fa. Tennet verläuft die Trasse u.a. durch die Gemeinde 
Filsum und schränkt die Entwicklungsmöglichkeiten, die durch Vogelschutzgebiete, 
Bundestraße und Autobahn ohnehin bereits begrenzt sind, noch weiter ein. Bereits in 
den Jahren 2012 und 2016 wurden daher schriftlich Bedenken zu der Planung geäußert 
und um eine alternative Trassenführung gebeten. Zwar ist eine Alternative in den Plan 
nun dargestellt, allerdings wird noch immer u.a. aufgrund der Mehrkosten die Variante 
durch die Gemeinde Filsum favorisiert.  
 
Der Fachausschuss folgt einstimmig der Auffassung der Verwaltung, die Bedenken er-
neut zu äußern.  

 
5. Information über "Wiederkehrende Beiträge"  
  

Die Verwaltung erläutert aufgrund einer Präsentation das Finanzierungsinstrument der  
„wiederkehrenden Beiträge“ als Gegenüberstellung zu der steuerfinanzierten Straßen-
sanierung und den einmaligen Beiträgen. Insgesamt wird Handlungsbedarf gesehen, 
dass das Thema der Straßensanierung und die damit verbundene Finanzierung im 
Herbst d.J. weiter besprochen werden sollte. Die Präsentation und ein Ratsbrief zu dem 
Thema wird dem Protokoll beigefügt.   

 
6. Bauflächenentwicklung in Filsum, Rathausstraße, Beratung und ggfls. Beschlus-

sempfehlung DS-F-16-0036 
  

Gemeindedirektor Boelsen stellt das Projekt vor. Insgesamt sollen sieben Wohnungen 
entstehen. Ein Teil wird nach Aussagen des Investors auf dem freien Markt zum Kauf 
angeboten. Insgesamt wird das Vorhaben positiv gesehen. Der Bauausschuss empfiehlt 
einstimmig die Planung des Investors zu unterstützen. Die Kosten für die Planung soll-
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ten bei dem Investor verbleiben.  

 
7. Beratung und Beschlussempfehlung über die 1. Änderung des Bebauungspla-

nes Nr. 1.2 "2 Erweiterung Stallbrüggerfeld" DS-F-16-0040 
  

Bürgermeister Bruns erläutert die Vorlage.  Der Fachausschuss empfiehlt einstimmig 
die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 1.2.  

 
8. Funkturm Lammertsfehn - Einvernehmen der Gemeinde DS-F-16-0031  
  

Über den Funkturm in Lammertsfehn wurde in den vorangegangenen Sitzungen bereits 
gesprochen. Es bestand Einigkeit über den Standort und das Bauvorhaben der Deut-
schen Funkturm. Aufgrund der Beschwerde eines Anliegers wurde im Einvernahmen mit 
den übrigen Nachbarn der Standort um ca. 50 Meter versetzt. Der Landkreis Leer bittet 
nun das Einvernehmen aufgrund des Standortswechsels erneut herzustellen.  
Im Fachausschuss bestehen keine Einwendungen gegen den neuen Standort. Der Be-
schluss ergeht einstimmig.     

 
9. Oldtimer Ausstellung Lammertsfehn  
  

Mit Datum v. 22.06.2017 wurde der Antrag auf eine Straßensperrung in Lammertsfehn 
anlässlich einer Oldtimerausstellung bei der Gemeinde eingereicht. Im Fachausschuss 
besteht Einigkeit, bei der im Antrag beschriebenen Sachlage, dem Antrag zuzustimmen. 
Allerdings ist der Landkreis Leer als Genehmigungsbehörde hier zuständig. Der Antrag-
steller ist darauf hinzuweisen. Sofern im Verfahren die Gemeinde beteiligt wird, kann 
das Einvernehmen des Fachausschusses zu einer Sperrung erteilt werden. Dieser Be-
schluss erfolgt einstimmig. 
Der Antrag wurde dem Protokoll beigefügt.   

 
10. Anträge und Anfragen  
  

- In Fachausschuss wird bemängelt, dass die Befestigung des Schildes des „Blau-
Weiß Filsum“ eine nahestehende Tanne beschädigt. Das Schild wird im Herbst 
entfernt. Im kommenden Jahr sollte das Schild in einem größeren Abstand zur 
Tanne aufgestellt werden.  

- In Lammertsfehn gibt es ein Problem mit einer Straßenlaterne, die über einen 
Hausanschluss versorgt wird. Da in unmittelbarer Nähe ein Verteilerkasten der 
EWE steht, sollte ein Anschluss darüber mit der EWE geklärt werden.  

- Eine Bushaltestelle in Brückenfehn sollte für die mitfahrenden Kinder besser ge-
staltet werden. Seitens der Verwaltung wird auf den geforderten barrierefreien 
Ausbaustandart hingewiesen.  

  

 
 
 

Vorsitzender Gemeindedirektor Protokollführer 

 
 
 
 

[Bruns]    [Boelsen]   [Feddermann] 
 



 

  

 

 

 

Samtgemeinde Jümme 

Rathausstraße 8 – 12 

 

26849 Filsum 

 

 
 

Sehr geehrter Herr Boelsen, 

Sehr geehrte Damen und Herren des Rates, 

 

wir möchten uns zuerst bei Ihnen für Ihre Zustimmung zur Nutzung der gemeindeeigenen 

Flächen,-  Dorfgemeinschaftshaus und Freiwillige Feuerwehr Lammertsfehn,-   

für unsere Oldtimer - Ausstellung am o3. September 2017 bedanken. 
 

Wie sie mitgeteilt haben, hat sich der Weidenweg in Lammertsfehn gegen eine Ausführung 

eines Flohmarktes an diesem Tag, in diesem Bereich ausgesprochen.  

Wobei es unserer Meinung nach zu einem bedauerlichen Missverständnis gekommen ist. 

Wir waren der Meinung, zuerst die Genehmigung der Verwaltung einholen zu müssen,  

um dann mit den Anliegern zu sprechen. 

Dies erwies sich als falsch. 

Niemand möchte über Andere entscheiden oder Entscheidungen treffen. 
 

Um der Veranstaltung einen entsprechenden Rahmen geben zu können, 

haben wir nun zuerst mit jedem Anlieger der Friesenstraße in Lammertsfehn,  

in deren Bereich diese Veranstaltung zutrifft, persönlich gesprochen.  

Dies betrifft  die Friesenstraße von der Einmündung des Weidenweges, (Verkehrsberuhigende 

Insel) bis zur Einmündung Leegweg. 

Alle Anlieger sind/wären mit dem Programm und der Durchführung sowie der Nutzung der 

Friesenstraße in ihrem/diesem Bereich einverstanden. 
 

Eine Verkehrsführung könnte ohne Probleme von der Hauptstraße Richtung Nordgeorgsfehn 

über den Leegweg, Kreuzweg oder Grenzweg/Verbindungsweg,-  und Umgekehrt geführt 

werden. 

Da die Kommune der Unterhalter der Friesenstraße ist, bitten wir erneut um Genehmigung, 

diesen Bereich am Sonntag dem o3. September in der Zeit von o7:oo Uhr bis ca. 17:oo Uhr 

nutzen zu dürfen. (Dies war bereits einmal vor Jahren im Zusammenhang mit einem 

Feuerwehrfest genehmigt worden). 
 

Ferner haben alle Selbstständigen,   - Autohaus H. Focken,   Auto - Baumann, 

Baustoffe H. Wilhelms sowie Antik - Kabald ihre Unterstützung und einem Schautag 

zugestimmt. 

 

  Oldtimer Club 
    seit 2016   L O C 

 

  LAMMERTSFEHN 
 



Da alle gewünschten Themenpunkte mit den Anliegern in Einvernehmlichkeit  und 

zugestimmtem Einverständnis erfolgt sind, würden wir uns über eine positive Entscheidung 

Ihrerseits sehr freuen. 

 

 

 

i.V. 

Lothar Müller 

LOC Lammertsfehn 

Interessengemeinschaft 

 

 

 

 

 

 



Wiederkehrende Beiträge contra 
Straßenausbaubeitragssatzung 

Dr. Marco Trips 

1 



Ausgangslage: 
 

2/3 aller Straßen sind Gemeindestraßen (610.000 km) 

2 



Kommunaler Investitionsstau (2015): 132 Milliarden Euro (Straßen 34,2 Mrd. €) 

3 
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Gute Infrastruktur sichert Wohlstand, Lebensqualität und Sicherheit 
 
Aber: Deutschland investiert zu wenig:  
 
2014 nur 2,2 % des BIP  
 
(Frankreich: 3,7 % Schweden: 4,5 %, EU-Schnitt 2,9 %) 
 
 
 
 
Seit 2003 meistens negative Investitionsquoten, d.h. Deutschland lebt von 
der Substanz, es wird mehr verbraucht als neu geschaffen / erhalten. 
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Bloße Unterhaltung nur begrenzt möglich, nach ca. 20 Jahren Erneuerung fällig 
 
 
Technische Anforderungen gestiegen, Umweltschutz, schwerere + größere 
Fahrzeuge, mehr Verkehr 
 
 
Bürger kritischer 
 
 
Folge: Hoher (steigender) kommunaler Finanzierungsbedarf 
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Möglichkeit bisher: § 111 (5) NKomVG 
 
1. Finanzierung über einmalige Straßenausbaubeiträge 

 
2. Finanzierung über Steuern 
 
 
Neu: 
 
3.    Finanzierung über wiederkehrende Beiträge 

7 



§ 111 
Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung 
 
(…) 
 
(5) 1 Die Gemeinden haben die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Finanzmittel, 
 
1.soweit vertretbar und geboten, aus speziellen Entgelten für die 
von ihnen erbrachten Leistungen, 
 
2.im Übrigen aus Steuern 
 
zu beschaffen, soweit die sonstigen Finanzmittel nicht ausreichen. 
 
(…) 
 

3 Eine Rechtspflicht zur Erhebung von Straßenausbaubeiträgen 
und Beiträgen für öffentliche Spielplätze besteht nicht. 
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1. Einmalige Beiträge: 
 
 
Rechtsgrundlage: § 6 NKAG + Straßenausbausatzung 
 
Große einmalige Beträge mit relativ kurzer Vorwarnung 
 
Vorteilsprinzip: Es zahlen nur die ein, die einen Erschließungsvorteil  
haben (Verursacherprinzip), Allgemeingebrauch wird abgezogen 
 
Möglichkeiten für Härtefälle nach § 11 NKAG: Stundung 
 
Kritik: Unterlassene (aufgestaute) Unterhaltung, Doppel- und  
Dreifachbelastungen bei Eckgrundstücken, hohe Belastungen bei kleiner Beitragsfläche 
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Anlage 
 
 
Es gibt eine Straße = Anlage 
 
Diese wird ausgebaut (=Verbesserung und Erneuerung, nicht erste 
Herstellung) 
 
Abschnittsbildung (selbständig nutzbare Abschnitte) möglich 
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Beitragsfähiger Aufwand  
 
= tatsächliche Kosten, z.B.: 
 
- Erwerb von Flächen 
- Anschaffung 
- Freilegung 
- Herstellung, Erweiterung, Verbesserung und Erneuerung 

von Fahrbahn inkl. Unterbau und Decke, Anschlüsse an 
andere Straßen, Randsteinen und Rinnen, Rad- / 
Gehwegen, Beleuchtung, Böschungen, Parkflächen u.a. 

- Planungskosten 
- Kreditkosten 
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Vorteilsbemessung 
 
Anlieger zahlen den Aufwand anteilig, z.B. 
 
- bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem Anliegerverkehr dienen 

     75 v.H. 
 

- bei öffentlichen Einrichtungen mit starkem innerörtlichen Verkehr 
a) für Fahrbahnen    40 v.H. 
b)   Gehwege     60 v.H. 
(…) 
 
- bei öffentlichen Einrichtungen, die überwiegend dem Durchgangsverkehr dienen, 
a) für Fahrbahnen    30 v.H. 
b) für Gehwege     60 v.H. 
 
4. bei Gemeindeverbindungsstraßen im Außenbereich (§ 47 Nr. 2 NStrG)  
     30 v. H. 
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Abrechnungsgebiet 
 
Die Grundstücke, denen durch die Inanspruchnahme 
besondere wirtschaftliche Vorteile geboten werden. 
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Verteilung 
 
Aufwand wird auf einzelne Grundstücke im Abrechnungsgebiet 
nach Flächengröße, multipliziert mit Faktoren, verteilt. 
 
 
- Besondere Regelungen für Festlegung der Grundstücksfläche 

 
- Bestimmte Nutzungsfaktoren, 

z.B. nach Bebaubarkeit (1 Vollgeschoss = 1,0, 2 Vollgeschosse 
1,25 etc.), nach sonstiger Nutzung (zB. Kleingärten 0,5, Wald 
im Außenbereich 0,0167) etc. 
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Entstehung der Beitragspflicht 
 
Mit Beendigung der beitragsfähigen Maßnahme. 
 
Aber: Vorausleistungen. 
 
 
 
 
Beitragspflichtige: 
 
Eigentümer zur Zeit der Bekanntgabe des Bescheides 
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Landesweiter Protest in Niedersachsen: 
Bürger wehren sich gegen 
Straßenausbaubeiträge 
Immer mehr Menschen in Niedersachsen 
wehren sich dagegen, für den Ausbau von 
Straßen zur Kasse gebeten zu werden. Nach 
Recherchen des NDR Regionalmagazins "Hallo 
Niedersachsen" im NDR Fernsehen haben sich 
inzwischen mehr als 50 Bürgerinitiativen 
gegründet, die gegen die so genannten 
Straßenausbaubeitragssatzungen mobilisieren, 
da sie von ihnen als "Abzocke" empfunden 
wird. Mit einer solchen Satzung können sich 
die Kommunen bis zu 75 Prozent der 
Straßenausbaukosten von den Anwohnern 
zurückholen. Allerdings: Nicht alle Kommunen 
haben eine solche Satzung. 
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2. Steuern 

17 



3. Wiederkehrende Beiträge 
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Einheitliche öffentliche Einrichtung 
 
 
Bestimmung der Verkehrsanlagen im Gemeindegebiet, die eine 
einheitliche öffentliche Einrichtung bilden 
 
Wohl Ortsteile, auch gesamtes Gemeindegebiet möglich 
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Zahlungspflichtig:  
Alle Anlieger des jeweiligen Straßennetzes 
 
Vorteil:  
Inanspruchnahme des Straßennetzes 
 
 
Meist mehrere abzurechnende Maßnahmen 
 
Jährliche Zahlung 
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Abrechnungsmöglichkeiten 
 
Jährlich anderer Beitragssatz nach Spitzabrechnung der im Beitragsjahr 
in der Abrechnungseinheit entstandenen Kosten, transparent aber 
schwankend 
 
Oder 
 
Durchschnittliche Kosten der nächsten bis zu 5 Jahre für die 
Abrechnungseinheit, konstantere Beitragshöhe, mehr 
Verwaltungsaufwand 
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Gemeindeanteil von mindestens 20% 
Anwohner von klassifizierten Straßen werden in gleicher Höhe 
belastet, wie von Gemeindestraßen,  
 
Folge: Vielfach Schlechterstellung zum Einmalbeitrag 
 
 
 
Beitragskalkulation  
nach Größe und Nutzung bleibt 
 
 
Keine Ausbaupflicht in näherer Zeit aller Straßen in der 
Abrechnungseinheit, aber moralischer Druck steigt („Ich zahle aber 
doch!“)  
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Übergangsprobleme 
Maximal 20 Jahre können Grundstücke verschont werden, die in der 
Vergangenheit Beiträge gezahlt haben, oder dies wird angerechnet 
 
 
Kontinuität des Straßenausbaus steigt, damit aber auch das 
Bauvolumen und der Bauherrenaufwand der Verwaltung 
 
Zufallsbelastung entfällt 
 
Keine Doppel- oder Dreifachbelastung bei Eckgrundstücken 
 
Kein Zurück zu Einmalbeiträgen (zu schwierig), aber beide Verfahren 
nebeneinander möglich 
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Kabinettsbeschluss im November 2015, derzeit in Verbandsanhörung 
 
Neuer § 6b NKAG 
Bei dem Finanzierungsinstrument der wiederkehrenden Beiträge muss die 
Kommune zunächst Verkehrsanlagen zu einer Abrechnungseinheit 
zusammenfassen. Anschließend muss sie festlegen, welche 
Straßenausbaumaßnahmen sie im Beitragserhebungsjahr in diesem 
Abrechnungsgebiet durchführen will und hierfür die Investitionskosten 
prognostizieren. Der Anteil der Investitionskosten, der den 
Grundstückseigentümern des Abrechnungsgebietes zuzuordnen ist, wird 
dann auf diese umgelegt. Ob sie vom Instrument der wiederkehrenden 
Straßenausbaubeiträge Gebrauch machen wollen, entscheiden die 
Gemeinden selbst. Das Kommunalabgabengesetz gibt ihnen zukünftig 
insoweit eine zusätzliche Möglichkeit, über die Form der Erhebung von 
Straßenausbaubeiträgen vor Ort zu entscheiden. 
 
Ziel: 
 
Erhöhung der Flexibilität der Kommunen 
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